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RENTENVERSICHERUNG

Eckart Bomsdorf

Eine generationengerechte, rentenstabi-
lisierende und steuerfeste Rentenformel
Die vom Bundesarbeitsministerium vorgelegte Rentenformel wird bis 2009 die Rente

stabilisieren, danach aber - gegenüber der bisherigen Rentenformel - zu höheren
Rentensteigerungen und somit voraussichtlich zu neuen Problemen führen. Professor

Eckart Bomsdorf schlägt ergänzend einen multiplikativen Faktor vor, mit dem die gesetz-
liche Rentenversicherung systemkonform langfristig krisenfest gemacht werden kann.

In der Rentenreformdiskussion nimmt die Rentenfor-
mel einen zentralen Platz ein, da vor allem durch sie

die Beitragshöhe sowie die Rentenhöhe gesteuert wer-
den können. Im September 2000 hat der Bundesar-
beitsminister eine neue Formel vorgelegt, die weder
eine reine Netto- noch eine reine Bruttoanpassung, je-
doch eindeutig eine Abkehr von der bisherigen Form
der Nettoanpassung vorsieht1. Damit wird vermieden,
dass die Einkommensteuerreform sich in den näch-
sten Jahren direkt positiv auf die Rentenhöhe auswirkt
und somit die Rentenkasse zusätzlich belastet.

Die vorgesehene Rentenformel sichert bis 2009,
dass die Renten schwächer als nach der alten Ren-
tenformel beabsichtigt steigen, ab 2010 wird sie je-
doch voraussichtlich zu höheren Steigerungen als
nach dem bisher geltenden Nettoansatz führen. Dem-
gemäß enthält der Diskussionsentwurf des
Bundesministerium für Arbeit- und Sozialordnung ei-
ne Klausel, die die Notwendigkeit einer Kontrolle der
Rentenformel bzw. des Rentenrechts vorsieht, falls zu
erwarten ist, dass die Beitragssätze über 22% steigen
bzw. das Rentenniveau unter 64% sinkt2. Unabhängig
davon, dass es fraglich ist, ob diese Eckpunkte lang-
fristig eingehalten werden können, stellt sich die Fra-
ge, ob die Rentenformel nicht bereits jetzt krisenfest
gemacht werden kann und entsprechende ökono-
misch begründete Steuerungsgrößen in die Renten-
formel schon heute eingebaut werden können. Kritik
entzündet sich auch am - durchaus wohl begründeten
- rentenjahrgangsspezifisch wirkenden Ausgleichs-
faktor3 sowie an der Tatsache, dass die aus der Zu-
nahme der Lebenserwartung und der auf niedrigem
Niveau verharrenden Fertilität sich ergebenden Pro-
bleme der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) in
der Rentenformel zu wenig Niederschlag finden.

Prof. Dr. Eckart Bomsdorf, 56, lehrt an der Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät
der Universität zu Köln.

An dieser Stelle wird immer wieder ein konstanter
Abschlag von beispielsweise 0,5 Prozentpunkten bei
jeder Rentenerhöhung ins Spiel gebracht. Dieser auf
den ersten Blick unmittelbar einsichtige Vorschlag
berücksichtigt in keiner Weise die in der jeweiligen
Rentenerhöhung zum Ausdruck kommende zusätzli-
che Leistungsfähigkeit der Rentner und induziert nach
gegenwärtiger Definition auch eine Senkung des
Rentenniveaus. Nun ist kaum eine Größe in der ge-
setzlichen Rentenversicherung indirekt so vielen an
Manipulation grenzenden Definitionsänderungen un-
terworfen wie das Rentenniveau, es ist daher im
Grunde keine geeignete Größe mehr zur Messung der
allgemeinen Rentenhöhe4. Unmittelbar einsichtig ist,
dass ein Rentenabschlag von 0,5 Prozentpunkten bei
einer Rentenerhöhung (ohne Abschlag) von 4% eher
zu verkraften ist als bei einer Erhöhung von 1 %5.

Der Ansatz

Der folgende Ansatz ergänzt den Entwurf des Bun-
desarbeitsministers um einen multiplikativen Renten-
stabilisierungs- oder Rentensicherungsfaktor (RS-
Faktor), dessen Wirkung von seiner Höhe und der
Höhe der Steigerung der Entgelte je durchschnittlich
beschäftigten Arbeitnehmer abhängt.

1 Vgl. Diskussionsentwurf zur Reform der gesetzlichen Rentenver-
sicherung und zur Förderung des Aufbaus eines kapitalgedeckten
Vermögens zur Altersvorsorge (Altersvermögensaufbaugesetz -
AVAG), Stand: 22. September 2000, S. 12.
2 Vgl. Altersvermögensaufbaugesetz, a.a.O., S. 25.
3 Vgl. hierzu auch E. B o m s d o r f : Niedrigere Beiträge in der GRV
durch private Altersvorsorge. Modelle zur geburtsjahrgangsabhängi-
gen Dämpfung der Ansprüche an die gesetzliche Rentenversicherung
(GRV) - eine Konsequenz der Förderung privater Altersvorsorge, in:
Ifo-Schnelldienst 53/2000, Heft 13, S. 7-13.
4 Die Diskussion über das Rentenniveau oder eine mögliche Ersatz-
größe als Maß für die Qualität der Alterssicherung soll an dieser Stelle
nicht geführt werden.
5 Prinzipiell wäre es natürlich sinnvoll, hier noch die Inflationsrate mit
in die Betrachtung einzubeziehen. Aus Vereinfachungsgründen bleibt
diese hier jedoch außer Betracht.
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RENTENVERSICHERUNG

Die im Diskussionsentwurf des Bundesarbeits-
ministeriums vorgelegte Formel ist einfacher als der
bisherige Ansatz, da sie einige der früher einbezoge-
nen Einflussgrößen unberücksichtigt lässt. Der Ren-
tenwert für Periode t bestimmt sich demnach wie
folgt:

Rentenformel Gesetzentwurf

ARt = A R M
BEM 100%-RVBt-i-SHSt-i
BEt-2 100% - RVBt-2 - SHSt-2

mit

ARt zu bestimmender aktueller Rentenwert,
ARt-i bisheriger aktueller Rentenwert,
BEM Bruttolohn- und -gehaltssumme je durch-

schnittlich beschäftigten Arbeitnehmer im vergange-
nen Kalenderjahr,

BEt-2 Bruttolohn- und -gehaltssumme je durch-
schnittlich beschäftigten Arbeitnehmer im vorvergan-
genen Kalenderjahr,

RVBt-i durchschnittlicher Beitragssatz in der Ren-
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten im
vergangenen Kalenderjahr,

RVBt-2 durchschnittlicher Beitragssatz in der Ren-
tenversicherung der Arbeiter und der Angestellten im
vorvergangenen Kalenderjahr,

SHSt-i Sonderausgabenhöchstsatz zur zusätz-
lichen Altersvorsorge im vergangenen Kalenderjahr,

SHSt-2 Sonderausgabenhöchstsatz zur zusätz-
lichen Altersvorsorge im vorvergangenen Kalender-
jahr.

Es soll an dieser Stelle nicht im Einzelnen diskutiert
werden, welche Unterschiede diese Rentenformel zu
der bisher verwendeten „Nettoformel" oder zu der bis
Anfang der neunziger Jahre verwendeten „Bruttofor-
mel" aufweist, doch sei auf einige Unterschiede hin-
gewiesen. Die jetzt vorgesehene Formel ist der Ver-
such in den Rentenanpassungen nettoorientiert zu
bleiben, ohne die durch Änderungen im Einkommen-
steuerrecht sich ergebenden Einkommensteuerent-
lastungen der Beitragszahler zur Rentenversicherung
an die Rentner weiterzugeben. Während dieser positi-
ve Effekt den Rentnern vorenthalten wird, kommt es
durch die Berücksichtigung der staatlich geförderten
nicht obligatorischen privaten Altersvorsorge acht
Jahre lang zu einer negativen Wirkung auf die Renten-
anpassung.

Weiterhin wird durch die Berücksichtigung des vol-
len Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteils zur GRV die
Belastung der Arbeitnehmer bei einer Beitragssatz-
erhöhung in der Rentenformel überkompensiert. Bei-
spielsweise würden nach dieser Formel bei einem

unveränderten Beitragssatz für die private Altersvor-
sorge von 4% und einer Bruttoentgeltsteigerung von
3% die Renten bei einem unveränderten Beitragssatz
zur GRV ebenfalls um 3% steigen. Bei einer
Steigerung des GRV-Beitragssatzes von der
Einfachheit halber 20 auf 21 % bei ansonsten unver-
änderten Bedingungen steigt die Rente (bzw. der
Rentenwert) jedoch nur noch um rund 1,65%, obwohl
vom Bruttoeinkommen der Beitragszahler nur 0,5%
durch die Beitragserhöhung zusätzlich abgezogen
werden und das Nettoeinkommen dieser nur um ca.
0,8% sinkt6. Dieser kurze Vergleich weist darauf hin,
dass im Grunde bei keiner Rentenformel eine gewisse
Willkür auszuschließen ist, die Interessen läge ist mit-
entscheidend.

Die neue Formel ist eindeutig stark ausgabenorien-
tiert. Sie führt durch die teilweise Neüdefinition^des
Nettoeinkommens und das Ausblenden der Eirijkpm-
mensteuerbelastung der Beitragszahler bis 2009 zu
schwächeren Steigerungen als nach den beiden
früher verwendeten Formeln. Ab 2010 wird sie jedoch
zu einer höheren Steigerung als nach der Nettoformel
führen, was mit der stärkeren Bruttoorientierung der
Formel zusammenhängt. Die eingangs erwähnte, im
Gesetzentwurf vorgesehene „Nachbesserungsklau-
sel" für die Rentenanpassung zeigt, dass sich auch
das Bundesarbeitsministerium darüber im Klaren ist,
dass die vorgeschlagene Rentenreform zwar die
zukünftigen Probleme der GRV anpackt, sie aber nicht
dauerhaft löst. Zur dauerhaften Lösung fehlt in der
Rentenformel ein Steuerungsmechanismus der die
Interessen der Beitragszahler ebenso wie die der Ren-
tenempfänger berücksichtigt.

Die folgende Rentenformel (Rentenformel 2000)
könnte bei geeigneter Wahl des Wertes für den Para-
meter RS (Rentensicherungsfaktor) dauerhaft krisen-
fest sein7:
Rentenformel 2000

B E M 100% - RVBM - SHSt-i
ARt =

BEt-2 100% - RVBt-2 - SHSt-2
RS'

6 Bei einer langfristig kaum zu erwartenden Senkung des Beitrags-
satzes zur GRV würde sich dieser Effekt auch verstärken mit positi-
ven Wirkungen für die Rentner.
7 Formal geht der im Folgenden die vom Bundesarbeitsministerium
vorgeschlagene Rentenformel ergänzende Faktor ähnlich wie ein be-
reits früher diskutierter Ansatz vor, vgl. E. B o m s d o r f : Eine neue
netto-orientierte Rentenformel, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 79. Jg.
(1999), Heft 7, S. 406-411. In der inhaltlichen Begründung sowohl des
Faktors als auch dessen Höhe unterscheidet sich der hiermit vorge-
legte Vorschlag doch grundsätzlich von dem früheren Modell.
8 Diese Größe wird im Folgenden vereinfacht als Bruttoentgeltsteige-
rung bezeichnet. Statt der Bruttoentgeltsteigerung könnte auch die
ungedämpfte Rentenwerterhöhung als Exponent bei RS Verwendung
finden; an den Grundsätzen der folgenden Darstellung würde dies
nichts ändern.
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mit

RS Rentenstabilisierungs- oder Rentensiche-
rungsfaktor,

ABEt-i Änderung der Bruttolohn- und -gehaltssum-
me je durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer im
vergangenen Kalenderjahr zum vorvergangenen
Kalenderjahr in %8.

Für RS sind in der Praxis Werte zwischen 1 und
0,998 zu wählen9. Für RS = 1 hat der - die vom Bun-
desarbeitsministerium vorgeschlagene Formel ergän-
zende - RS-Faktor keine Wirkung, d.h. in diesem Fall
stimmt die Rentenformel 2000 mit der vom Bundes-
arbeitministerium vorgeschlagenen überein10.

Der Wert von RS kann unter anderem demogra-
phisch orientiert oder wirkungsorientiert bestimmt
werden. Zum Beispiel wären bei einer jährlichen
Steigerung der durchschnittlichen Rentenbezugs-
dauer11 um 0,3% die Renten bei der nächsten Er-
höhung in ihrer Höhe um ungefähr 0,15% zu dämp-
fen, falls die zusätzliche Belastung der GRV durch die
Steigerung der Rentenbezugsdauer zur Hälfte von
den Rentnern aufgefangen werden soll. Um dieses bei
einer durchschnittlichen Bruttoentgeltsteigerung von
2% zu erreichen, müsste RS = 0,99925 gewählt wer-
den (vgl. Tabelle 1). Bei einer niedrigeren Entgelt- und
damit auch Rentensteigerung würden die Rentner
dann weniger belastet, bei einer höheren würde ihnen
mehr zugemutet.

Noch sinnvoller erschiene es, die Veränderung des
Verhältnisses von Rentnern zu Beitragszahlern als
Maßstab für die Festsetzung von RS hinzuzuziehen12,
da hierbei nicht nur die Ausgabenentwicklung son-
dern auch die Einnahmenentwicklung eingeht. Es ist
auf Grund der zu erwartenden Verschiebung des Al-
tenquotienten sicher realistisch davon auszugehen,
dass diese Größe zukünftig pro Jahr um (mindestens)
0,6% zunimmt. Damit hier wiederum bei einer durch-
schnittlichen jährlichen Bruttoentgeltsteigerung von
2% die Lasten zwischen Beitragszahlern und Renten-

9 Es lässt sich zeigen, dass RS > 0,991 sichert, dass die Renten-
dämpfung nicht höher als die beabsichtigte ungedämpfte Renten-
erhöhung ist. Der Faktor kann auch bei Rentensenkungen zum Ein-
satz kommen, er dämpft dann die Wirkung. Da RS dicht an 1 liegt, gilt
1 _ RSABE „ f i _ RS) • ABE bzw. RSABE = 1 - (1 - RS) • ABE.

10 Es könnte unter Umständen sinnvoll sein, den Sonderausgaben-
höchstsatz zur zusätzlichen Altersvorsorge aus der Rentenformel her-
auszunehmen und die folgende Formel zu verwenden:

BEn 100%-RVBt- i -SHSt. i p q A BEAR, = ARM • — • 1 0 Q % _ R v ^ 2 _ S H S t 2 • RS M

Dies wäre beispielsweise sinnvoll, wenn die private Altersvorsorge
statt in jährlichen Zuwächsen von 0,5 Prozentpunkten von 2001 0,5%
bis 2008 auf 4% in zweijährigen Abständen von 2002 1 % bis 2008
4% steigt; RS wäre dann bis 2008 kleiner zu wählen.
11 Diese Größe ist im Hinblick auf die Fragestellung aussagefähiger
als die Lebenserwartung 65-Jähriger.

empfängern gleichmäßig aufgeteilt würden, wäre RS
= 0,99850 zu verwenden; die Rente würde dann cete-
ris paribus um 1,7% steigen. RS ist auch in seiner
Höhe somit nicht weniger gut begründet als die ande-
ren in der Rentenformel auftretenden Größen.

Der RS-Faktor liefert einen Steuerungsmechanis-
mus, der die Renten mittels einer kontrollierten
Dämpfung langfristig stabilisieren kann, er könnte da-
mit den Ausgleichsfaktor ergänzen bzw. sogar erset-
zen13. Er berücksichtigt wie gezeigt die zusätzliche
Leistungsfähigkeit der Rentner, je nach Situation kann
er stärker einnahmenorientiert bzw. stärker ausgaben-
orientiert eingesetzt werden. Durch die Anbindung der
Rentenentwicklung an die Bruttoentgeltsteigerung ist
die vorgeschlagene Formel problemlos auch mit der
zu erwartenden stärkeren steuerlichen Berücksichti-
gung von Renten kompatibel.

Die Folgen

Die Auswirkungen des RS-Faktors sind in den Ta-
bellen 1 bis 3 sowie in der Abbildung dargestellt. Ta-
belle 1 legt dar, welche Auswirkungen der RS-Faktor
abhängig von der Bruttoentgeltsteigerung hat. Die
Wirkung steigt mit zunehmender Höhe der Brutto-
entgeltsteigerung und abnehmendem Wert für RS, sie
wirkt auf alle Renten gleichermaßen und unterschei-
det somit - im Gegensatz zum jetzt ab 2011 vorgese-
henen Ausgleichsfaktor - nicht zwischen Bestand und
Neuzugang. Ein Wert von RS = 0,99950 (0,99900;
0,99850) führt bei 3% Bruttoentgeltsteigerung zu ei-
ner um 0,15 (0,30; 0,45)% niedrigeren Steigerung des
Rentenwerts bzw. der Rente als ohne diesen Faktor.
Die gedämpfte Rentenerhöhung liegt demnach je
nach Wahl der Höhe von RS bzw. der Wirkung des
Rentenstabilisierungsfaktors bei 2,85 (2,70; 2,55)%.

Die Wirkungen über einen längeren Zeitraum zeigt
Tabelle 2. Wird von einer Bruttoentgeltsteigerung von
3% jährlich ausgegangen, so wird die Rente bei RS =
0,99950 (0,99900; 0,99850) innerhalb von 20 Jahren
um 2,96 (5,83; 8,61)% gegenüber der Rente bei „nor-
maler" Steigerung gedämpft, d.h. die Rente fällt um
2,96 (5,83; 8,61)% niedriger aus als ohne diese
Dämpfung. Für RS = 0,99900 entspricht die Dämp-
fungswirkung näherungsweise der Wirkung des Aus-

12 Streng genommen müsste hier eine standardisierte Größe Verwen-
dung finden, die den Umfang der Beitragszahlungen bzw. auch die
Höhe der Durchschnittsrente einbezieht. Letztlich ist die Entschei-
dung für ein Maß jedoch immer politisch motiviert.
13 Ein weiterer Weg, den Ausgleichsfaktor zu ergänzen bzw. zu erset-
zen, wäre nach der jetzt schon anzustrebenden Erhöhung des fakti-
schen Rentenzugangsalters das gesetzliche Rentenzugangsalter ab
etwa 2011 pro Jahr um einen Monat anzuheben, so dass es 2034 bei
67 Jahren liegt.
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Tabelle 1
Jährliche Rentendämpfung in %

(durch den RS-Faktor nach Faktorhöhe und Bruttoentgeltsteigerung)

gedämpft
mitRS '

0,99950
0,99925
0,99900
0,99875
0,99850
0,99825

1

0,0500
0,0750
0,1000
0,1250
0,1500
0,1750

Bruttoentgeltsteigerung in %
2

0,1000
0,1499
0,1999
0,2498
0,2998
0,3497

3

0,1499
0,2248
0,2997
0,3745
0,4493
0,5241

4

0,1999
0,2997
0,3994
0,4991
0,5987
0,6982

5

0,2498
0,3744
0,4990
0,6234
0,7478
0,8719

Tabelle 2
Langfristige Rentendämpfungswirkung in %

(durch den RS-Faktor nach Faktorhöhe, Bruttoentgeltsteigerung
und Wirkungszeitraum)

Bruttoentgeltsteigerung in %
gedämpft 2 2 2 3 3 3 4 4 4
mit Wirkungszeitraum in Jahren
RS 10 20 30 10 20 30 10 20 30

0,99950 1,00 1,98 2,96 1,49 2,96 4,40 1,98 3,92 5,82

0,99925 1,49 2,96 4,40 2,23 4,40 6,53 2,96 5,83 8,61

0,99900 1,98 3,92 5,83 2,96 5,83 8,61 3,92 7,69 11,31

0,99875 2,47 4,88 7,23 3,68 7,23 10,65 4,88 9,52 13,94

0,99850 2,96 5,83 8,61 4,40 8,61 12,64 5,83 11,32 16,48

0,99825 3,44 6,77 9,98 5,12 9,98 14,58 6,77 13,07 18,96

Die Tabellenwerte gebenan, um wieviel Prozent die Rente durch den
RS-Faktor gegenüber der ungedämpften Rente gedämpft wird: Der
Wert von 5,83% (RS=0,99900, 3% Bruttoentgeltsteigerung, 20 Jahre
Wirkungszeitraum) bedeutet demnach, dass die gedämpfte Rente um
5,83% unterhalb der'nichtgedämpften liegt. Die Auswirkungen relati-
vieren sich, wenn die gesamte Steigerung berücksichtigt wird.

Tabelle 3
Langfristige Rentenzuwächse nach

neuer Rentenformel in %
(mit/ohne RS-Faktor nach Faktorhöhe, Bruttoentgeltsteigerung

und Wirkungszeitraum)

Bruttoentgeltsteigerung in %
gedämpft 2 2 2 3 3 3 4 4 4
mit Wirkungszeitraum in Jahren
RS 10 20 30 10 20 30 10 20 30

0,99950

0,99925

0,99900

0,99875

0,99850

0,99825

20,69
20,08
19,48
18,89
18,29
17,70

ungedämpft 21,90

45,65

44,20

42,77

41,34

39,93

38,54

48,59

75,78
73,16
70,58
68,04
65,53
63,07
81,14

32,39
31,40
30,42
29,44
28,47
27,51
34,39

75,27

72,66

70,09

67,55

65,05

62,59

80,61

132.04 45,09
126,88 43,65
121,83 42,22
116,88 40,80
112.05 39,40
107,33 38,01
142,73 48,02

110,52205,45

106,35196,41

102,26187,65

98,25 179,14

94,32 170,87

90,46 162,86

119,11224,34

Die Tabellenwerte geben an, um wieviel Prozent die Rente steigt. Der
Wert von 70,09% (RS=0,99900, 3% Bruttoentgeltsteigerung, 20 Jah-
re Wirkungszeitraum) bedeutet demnach, dass die Rente gedämpft
um 70,09% auf 170,09% des Ausgangswertes steigt, ungedämpft
würde in diesem Fall die Rente auf 180,61% des Ausgangswertes
steigen. Die Dämpfung beträgt in % (nicht Prozentpunkten) 5,83%
(vgl. Tabelle 2).

Rentenentwicklung m Abhängigkeit vom RS-
Faktor und de^ Entgeltsteigerung

(Basisjahr 0 = 100)
350 i - :

300
0

|•g 250
CD

=5 200

150

100

RS

0,99925
0,99850 Jährliche Entgeltsteigerung

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10111213141516171819 202122 23242526 27 282930

Jahre

gleichsfaktors; dabei kommt es nicht zu einer Renten-
senkung, lediglich die Zuwächse verlangsamen sich.

Dies verdeutlicht auch Tabelle 3. In ihr werden ce-
teris paribus14 die Rentenzuwächse innerhalb der je-
weiligen Wirkungszeiträume abhängig von der Höhe
von RS miteinander verglichen. Beträgt die jährliche
Bruttoentgeltsteigerung über einen Zeitraum von 20
Jahren 3%, so ergibt sich ungedämpft im selben Zeit-
raum ein Rentenzuwachs von 80,61%, ein Wert von
RS = 0,99950 (0,99900; 0,99850) beschränkt diese
Zuwächse auf 75,27% (70,09%; 65,05%). Eine Rente
von 2000 DM würde demnach innerhalb von 20 Jah-
ren ungedämpft auf 3612 DM, gedämpft je nach Höhe
von RS auf 3505 DM (3402 DM; 3301 DM) steigen15.

Die Abbildung legt diese Effekte für RS = 0,99925
und RS = 0,99850 im Vergleich zur ungedämpften
Rente (RS = 1) anhand einer Messzahl dar. Bei niedri-
ger Bruttoentgeltsteigerung liegen die drei zugehöri-
gen Kurven dichter zusammen als bei hoher16. Diese

14 Das heißt hier auch, dass, um den Effekt des RS-Faktors isoliert
betrachten zu können, Konstanz der Rentenversicherungs-Beiträge
bzw. der Beitragssätze zur privaten Altersvorsorge angenommen
wird. Steigen diese Beiträge, so ist die ungedämpfte Rentenerhöhung
etwas niedriger, die Dämpfung fällt dann in Prozentpunkten gemes-
sen ebenfalls etwas niedriger aus.
15 Da die Rentenerhöhung nicht direkt die Bruttoentgeltsteigerung
umsetzt, wird die Rente in Abhängigkeit von den anderen sie beein-
flussenden Größen niedriger sein, die relative Dämpfung bleibt jedoch
erhalten, vgl. auch Fußnote 14.
16 Die Tabellen 1 und 3 beziehen sich in ihren Angaben auf die pro-
zentuale Erhöhung gegenüber dem Rentenwert des Basisjahres,
Tabelle 2 dagegen gibt an, um wieviel Prozent der Rentenwert nach
einer bestimmten Anzahl von Jahren niedriger als ohne diese
Dämpfung ist, die Prozentwerte beziehen sich somit auf den Ren-
tenwert des Endjahres, der von der Länge des Wirkungszeitraumes
abhängig ist. Die Abbildung gibt die Entwicklung von Tabelle 3 mit
Hilfe einer Messzahl wieder, deren Werte sich aus Tabelle 3 nach
Addition des Wertes 100, dem Basiswert der Messzahl, ergeben.
17 Es ergibt sich in den Auswirkungen annähernd dasselbe Ergebnis,
wenn über einen längeren Zeitraum nur von einer durchschnittlichen
(nicht exakten) jährlichen Bruttoentgeltveränderung von im Beispiel
3% ausgegangen werden kann. Hier liegt gerade ein Vorteil des RS-
Faktors. Er dämpft die Renten nicht jedes Jahr um denselben
Prozentsatz, sondern berücksichtigt die jeweilige Situation; er er-
reicht aber dennoch die angestrebte Gesamtwirkung.
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Darstellung weist nochmals darauf hin, dass der RS-
Faktor die Höhe der Bruttoentgeltsteigerung und da-
mit die zusätzliche Leistungsfähigkeit der Rentner ein-
bezieht17. Die prozentual höhere Dämpfung des
Rentenwertes bei einer hohen Bruttoentgeltsteige-
rung wird durch die in diesem Fall insgesamt deutlich
höhere Steigerung des Rentenwertes aufgefangen
bzw. erträglich.

Fazit

Der RS-Faktor liefert somit eine begründete und
kalkulierbare Möglichkeit, die Rente langfristig zu sta-
bilisieren, ohne die Rentner oder die Beitragzahler ein-
seitig zu sehr zu belasten. Er kann als ein Element ei-
ner Rentenreform in einem Maßnahmehmix zur
Sicherung der gesetzlichen Rentenversicherung wir-
kungsvoll eingesetzt werden. Aktuell in die neue
Rentenformel eingeführt, könnte er wegen der Be-
rücksichtigung der privaten Altersvorsorge in der

16 Eine Festsetzung des Wertes von RS könnte auf der Basis mehr-
jähriger Prognosen für die wirtschaftliche Entwicklung sowie über die
Situation der GRV erfolgen.'Der RS-Faktor ist nicht an die Renten-
formel des Diskussionsentwurfs des Bundesarbeitsministeriums ge-
bunden, er könnte grundsätzlich auch bei einer anders gestalteten
Rentenformel Verwendung finden.

Rentenformel mit einem Wert von 1 oder 0,9995 an-
gesetzt werden, ab 2010 müssten je nachdem, ob der
Rentenstabilisierungsfaktor zusammen mit dem
Ausgleichsfaktor, oder - zumindest teilweise - statt
des Ausgleichsfaktors eingesetzt werden soll, Werte
zwischen 0,9999 und 0,9980 gewählt werden18.

Eines ist sicher, ohne eine Dämpfung der Zuwächse
der Leistungen in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und vergleichbarer Systeme sowie weiterer Maß-
nahmen wird die Altersvorsorge die Herausforderun-
gen des demographischen Wandels nicht bewältigen
können. Wer immer noch meint, dass in der gesetzli-
chen Altersvorsorge keine großen Änderungen not-
wendig sind, übersieht die demographische Entwick-
lung. Die Situation ist ganz eindeutig: Während heute
ungefähr zwei Beitragszahler einem Rentner gegenü-
berstehen, steht in 30 Jahren einem Rentner nur ein
Beitragszahler gegenüber. Nur mit jetzt vorzunehmen-
den Änderungen im System der Altersvorsorge kann
die GRV sozial verträglich stabilisiert werden, ohne
solche Maßnahmen ist die GRV als wichtigstes
Element der Altersvörsorge langfristig massiv gefähr-
det.

Andreas Seeliger

Ist die Verbändevereinbarung zur
Stromnetznutzung gescheitert?

Seit der Liberalisierung des Elektrizitätsmarktes im Jahre 1998 wird der Netzzugang durch
eine Verbändevereinbarung geregelt, die einer Regulierung durch eine Behörde

vorgezogen wurde. Die bisherigen Erfahrungen zeigen aber, daß der Wettbewerb immer
noch nicht reibungslos funktioniert. Im Oktober 2000 beschlossen das Bundeskartellamt

und die Landeskartellbehörden eine Arbeitsgruppe einzusetzen, die zahlreiche Klagen
gegen die Stromversorger prüfen und ein Konzept für das weitere Vorgehen ausarbeiten

soll. Hat die Elektrizitätswirtschaft ihre Chance auf Selbstregulierung vertan?

Die Liberalisierung des Strommarkts in Deutsch-
land wurde im April 1998 durch die Verabschie-

dung des Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirt-
schaftsrechts vollzogen1. Dieses sah die Novellierung
der beiden für die Elektrizitätswirtschaft relevanten
Gesetze vor, des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB) und des Energiewirtschaftsge-
setzes (EnWG). Beide Gesetze befreiten die Elektrizi-

Andreas Seeliger, 26, Dipl.-Volkswirt, promoviert
am Lehrstuhl für ökonomische Analyse des
Rechts und Informationsökonomie an der
Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt
am Main.

tätswirtschaft weitestgehend vom Wettbewerb, so
daß es den einzelnen Versorgungsunternehmen mög-
lich war, Gebietsmonopole zu bilden. Innerhalb eines
Gebiets mußte derselbe Tarif gelten, lediglich Groß-
kunden (sogenannte Sondervertragskunden) konnten
in bestimmten Grenzen individuelle Preise aushan-
deln, da es diesen bei zu hohen Strompreisen immer
noch offen stand, eigene Erzeugungsanlagen zu be-
treiben. Die Tarife der übrigen Kunden richteten sich
nach einer an den kalkulatorischen Kosten orientier-
ten Cost-plus-Regel, die unter der Kontrolle einer

1 Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrecht, in: Bundes-
gesetzblatt Teil I, Nr.23/1998, S. 730-736.
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